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Opel: Massenentlassungen müssen verboten werden! 
Monatelang hat General Motors den 
besorgten Arbeitern noch Hoffnung ge-
macht und ihnen erzählt, es sei ja „noch 
nichts entschieden“. GM war sogar so 
dreist, noch vor wenigen Wochen 4% 
Lohnverzicht zu verlangen… damit 
„weiter über die Zukunft des Werks 
verhandelt“ werden könne! Dabei 
stand schon lange fest: Bochum soll 
bis 2016 dicht gemacht werden. 
 

Seit Jahren hat GM die Arbeiter be-
logen. Immer wieder haben sie Ent-
lassungen, Lohnkürzungen und Leih-
arbeit akzeptiert – und dafür hat GM 
versprochen, alle Werke zu erhalten. 
Gleichzeitig aber hat GM still und 
heimlich die heutige Werksschlie-
ßung vorbereitet. 
Nach und nach haben sie neue, schnel-
lere Anlagen in den Opel-Werken Eisen-
ach und Rüsselsheim installiert und vor 
allem die Arbeitshetze verschärft. Mit 
dem Erfolg, dass heute in diesen 2 Wer-
ken genauso viele Autos gebaut werden 
können wie früher in allen 3 Werken 
zusammen. So hat GM die 
„Überkapazitäten“ selber geschaffen 
und kann nun problemlos Opel Bochum 
schließen: Sie können ja nun die gleiche 
Anzahl Autos schneller und billiger in 
nur zwei Werken produzieren. 
 

Dass ihre Entscheidung eine Katastro-
phe ist für die vielen tausend Arbeiter 
bei Opel, bei all den Zulieferern und 
letztlich für die ganze Region – was 
schert es die Aktionäre von GM? Haupt-
sache, die Profite steigen! 
Umso höhnischer klingen die Beteue-
rungen des Opel-Chefs, der Standort 
Bochum werde ja nicht ganz geschlos-
sen, schließlich bleibe… das Lager er-
halten! Oder auch die ‚kämpferischen‘ 
Ansagen von NRW-Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft und vom Opel-
Gesamtbetriebsratsvorsitzenden Schä-
fer-Klug, dass man hart mit Opel verhan-

General Motors auf wundersame Weise 
sofort wieder 7 Milliarden Dollar Gewinn, 
war 2011 schon wieder an der Börse 
und hatte auch gleich saftige Dividenden 
für die Aktionäre.  
 

General Motors sollte also heute nicht 
die Mittel haben, alle drei Opel-
Werke und alle Arbeitsplätze zu 
erhalten? Von wegen! 
Wir dürfen uns auf ihr Gejammere 
gar nicht einlassen. Die Unterneh-
mer werden nie aufhören, uns vor-
zujammern, wie schlecht es ihnen 
geht und worauf wir deshalb als 
nächstes verzichten sollen. Wir 
dagegen haben nur eine Chance, 
wenn wir unser Recht auf Arbeit 
und Lohn über ihr Recht auf Profite 

stellen und dafür kämpfen.  
 

Jeder Arbeitende kann morgen der 
nächste sein, der sich in einer Lage be-
findet wie die Arbeiter bei Opel heute. 
Doch in einer solchen Lage – mit dem 
Rücken zur Wand angesichts drohender 
Massenentlassungen – haben die Arbei-
tenden die schwersten Ausgangsbedin-
gungen, um sich zu wehren. Deshalb 
brauchen wir als Arbeiterklasse Per-
spektiven, um dieses Kräfteverhältnis 
grundsätzlich zu verändern.  
 

Wir müssen es gemeinsam schaffen 
durchzusetzen, dass allen Unternehmen 
Massenentlassungen verboten werden. 
Dass stattdessen die aufgehäuften Ge-
winne zum Erhalt der Arbeitsplätze und 
Löhne verwendet werden müssen. Und 
dass die Arbeitenden dies kontrollieren 
können – indem sie sich das Recht neh-
men, in die Dokumente, die Konten, die 
Protokolle der Vorstände, Aufsichtsräte 
und Aktionäre zu gucken.  
Nur so können wir auf Dauer verhindern, 
dass eine Handvoll großer Aktionäre wie 
Diktatoren über unser Leben, über das 
Leben und den Ruin tausender Familien 
und ganzer Regionen entscheiden kann.  

deln werde… über mögliche alternati-
ve Produktionen und Firmen auf dem 
Gelände. Danke – dieses Märchen von 
den angeblichen Ersatz-Arbeitsplätzen 
kennen wir im Ruhrgebiet seit der Ze-
chenschließungen nur zu gut!  

Keiner der Politiker und der Gewerk-
schaftsführer aber stellt das Recht von 
General Motors in Frage, der ganzen 
Region diese weitere Katastrophe an-
zutun. Niemand fordert das Einzige, 
was sie verhindern könnte: Nämlich 
dass GM alle Standorte und alle Ar-
beitsplätze erhält. Dass die Autopro-
duktion weiter unter allen drei Werken 
aufgeteilt wird.  
Stattdessen plappern alle die Behaup-
tung der GM-Bosse nach, dass Opel 
sich verändern müsse, weil Opel finan-
zielle Probleme habe. Doch wieso soll-
ten wir das glauben?  
 

Erinnern wir uns doch nur daran, was 
GM 2010 gemacht hat. Damals haben 
GM und Chrysler in den USA ihren 
Aktionären ganz schnell noch 2,3 Milli-
arden Dollar geschenkt… und haben 
dann erklärt: „Wir sind Bankrott.“ Sie 
haben Insolvenz angemeldet und 
konnten auf diese Weise billig und 
ohne großen Widerstand ein Viertel 
der Werke schließen, 47.000 Arbeiter 
weltweit entlassen und allen Arbeitern 
in den USA die Löhne senken.  
Kaum hatten sie diesen Massenangriff 
gegen die Arbeiter durchgesetzt, hatte 
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Immer wieder haben Merkel und Wes-
terwelle in den letzten Wochen deutlich 
gemacht, dass sie den israelischen 
Staat bedingungslos unterstützen, der 
die gesamte palästinensische Bevölke-
rung im Gazastreifen und im Westjor-
danland zusammenpfercht, sie dort 
wortwörtlich einmauert und ständig mit 
Bombenangriffen terrorisiert.  
 
Merkel rechtfertigte die 
jüngste Bombardierung des 
Gazastreifens durch die 
israelische Armee, die min-
destens 170 Palästinenser 
und 5 Israelis das Leben 
kostete.  
Die deutsche Regierung 
unterstützte nicht einmal 
den Antrag der Palästinen-
sischen Autonomiebehör-
de, die einfach als Be-
obachter in die UNO aufge-
nommen werden wollte.  
 

Auch für die neuste Ent-
scheidung des extrem rechten israeli-
schen Staatschefs, der weitere 3.000 
jüdische Siedler im Westjordanland an-
siedeln will, hatte Merkel nur einige vor-
sichtige Worte der Kritik, die ihn nicht 
sonderlich beeindruckt haben werden.  
 

Dabei ist dieses kleine Westjordanland 
ohnehin schon von militärisch bewach-
ten jüdischen Siedlungen durchlöchert, 
die den Palästinensern die fruchtbarsten 
Landstücke weggenommen haben. Und 
mit jeder neuen Siedlung macht die isra-
elische Regierung hier einen eigenen 
palästinensischen Staat, den sie eigent-
lich versprochen hatte, unmöglicher.  
 

Mit jeder neuen Entscheidung zeigt die 
israelische Regierung ganz offen, dass 
sie gar keinen Frieden mit den Palästi-
nensern will. Sie gedenkt die Palästinen-
ser weiter als Menschen zweiter Klasse 
zu behandeln, mit denen sie nach Belie-
ben umspringen kann: Sie sperrt sie in 
große Armutsghettos, erlaubt ihnen nur 
die dreckigsten, schlecht bezahltesten 
Jobs, nimmt ihnen willkürlich die Le-
bensmittel weg, verhaftet sie grundlos 
und zeigt ihnen täglich auf tausend Ar-
ten, dass das Leben eines Palästinen-
sers für sie nicht viel zählt. 

Der deutsche Staat aber benutzt seine 
grausame Vergangenheit, die Massen-
vernichtung der Juden durch die Nazi-
Diktatur in Deutschland als Vorwand, 
um zu rechtfertigen, warum er die isra-
elische Regierung trotz all dieser ras-
sistischen Verbrechen gegen die Pa-
lästinenser unterstützt. Doch dieser 
Vorwand ist mehr als Heuchelei. 

In Wahrheit geht es dem deutschen 
Staat ganz genau wie dem der USA 
und Englands nur darum, dass sie mit 
Israel einen sicheren politischen und 
militärischen Verbündeten im Nahen 
Osten haben, in dieser erdölreichen 
und strategisch wichtigen Region.  
 

Würde sich die deutsche Regierung 
nämlich auch nur ein bisschen um das 
Wohl und die Sicherheit der einfachen 

Deutschland unterstützt Israels Terror gegen die Pa lästinenser 
Bevölkerung in Israel scheren, dann 
würde sie wohl kaum diese ausweglose, 
brutale und unglaublich teure Kriegspoli-
tik der israelischen Regierung unterstüt-
zen. Denn auch die israelische Bevölke-
rung leidet unter dem dauernden Kriegs-
zustand und darunter, dass sie  immer 
weiter in die Rolle des Gefängniswärters 
gedrängt wird – eine Rolle, die kaum 

angenehmer ist als die der 
Gefangenen. Als Gefäng-
niswärter werden sie von 
allen gehasst: von ihren 
Gefangenen, der palästi-
nensischen Bevölkerung, 
aber auch von den Bevöl-
kerungen der Nachbarlän-
der und von vielen Men-
schen in der ganzen Welt. 
 

Dieser Weg, in die sie der 
israelische Staat und die 
westlichen Mächte ein-
sperren wollen, ist für bei-
de Völker eine Sackgasse, 
für das palästinensische 

natürlich, aber auch für das israelische. 
Dabei bietet das Land ausreichend Platz 
und fruchtbares Land für beide Völker. 
Die Zukunft gehört nicht diesem dauer-
haften Kriegszustand, sondern der Ein-
tracht zwischen beiden Völkern, die hier 
selbstverständlich friedlich und gleichbe-
rechtigt zusammenleben können – ähn-
lich wie es bei uns heute Franzosen und 
Deutsche tun, die einst unversöhnliche 
Erbfeinde schienen.  

Bangladesch: Proteste in Textilfabriken 
 

Tagelange Proteste von bis zu 10.000 Menschen folgten dem schweren Brand in 
der Textilfabrik bei Dhaka in Bangladesch, bei dem 112 Arbeitende am 24. Novem-
ber ihr Leben verloren hatten. Wie sie sind in den letzten 6 Jahren allein 700 Textil-
arbeiter verbrannt - getötet durch die Bosse der Textilindustrie, die sich nicht einmal 
um die einfachsten Sicherheitsmaßnahmen scheren, die hunderte Arbeiter in viel zu 
enge Räume, in Hochhäuser ohne Notausgänge oder Feuerlöscher stopfen. 
 

12 oder 13 Stunden am Tag nähen unter diesen Bedingungen mehrere Millionen 
Arbeiter in Bangladesch die Kleidung für große Firmen wie C&A, Walmart, H&M, 
Disney, KIK, für weniger als 2 Dollar am Tag – während dieselbe Kleidung dann in 
Europa und den USA für 20, 50 oder 80 Euro verkauft wird.  
 

Doch seit einigen Jahren gibt es auch immer wieder Kämpfe von Textilarbeitern, die 
diese Zustände nicht mehr ertragen können und wollen.  
Ja, wo auch immer die Kapitalisten sich auf der Suche nach den billigsten Löhnen 
und Arbeitsbedingungen niederlassen… irgendwann werden sie überall vom Wider-
stand der Arbeitenden gegen die Ausbeutung eingeholt.  

Merkel und Israels Staatschef Netanjahu: „Deutschland steht an der 
Seite Israels“... auch bei der Unterdrückung der Palä stinenser. 



Nach dem Skandal um die rechtsradika-
le Terrorgruppe NSU überlegen die gro-
ßen Parteien  erneut, die NPD zu verbie-
ten. Wohl nicht zuletzt, um der Öffent-
lichkeit zu zeigen, dass der Staat nun 
konsequent gegen Rechtsextremismus 
vorgehen wolle. 
Doch wie könnten wir darauf vertrauen? 
Eben erst hat der Skandal um die NSU 
aufgedeckt, wie viele enge und gute 
Verbindungen der Verfassungsschutz 
sowie hohe Stellen bei Polizei und In-
nenministerien mit den rechtsradikalen 
Gruppen haben. Und nun sollen wir da-
rauf vertrauen, dass dieselben Leute 
konsequent die NPD verbieten und de-
ren Drahtzieher verfolgen würden? Wohl 
kaum. 
 
Parteien wie die NPD sind Feinde, sie 
sind einer der schlimmsten und gefähr-
lichsten Feinde, die die Arbeiterklasse 
hat. Doch wir dürfen nicht glauben, dass 
die Politiker der großen Parteien uns 
auch nur ein Stück weit vor diesem 
Feind schützen werden. 

Idee, dass unsere Arbeitskollegen ande-
rer Hautfarbe, anderer Herkunft oder 
anderer Länder unsere Feinde wären, 
während die deutschen Arbeitenden 
und die deutschen Unternehmer eine 
„Volksgemeinschaft“ bilden würden und 
gemeinsame Interessen hätten – diese 
Idee ist das schlimmste Gift für die ar-
beitende Bevölkerung. 
 
Die Verantwortlichen dafür, dass es uns 
Arbeitenden heute überall immer 
schlechter geht, sind die Unternehmer 
und ihre Profitgier, sind die Opels, 
E.ONs, Schleckers, ThyssenKrupps mit 
ihren ständigen Angriffen auf unsere 
Lebensbedingungen. Und die einzige 
Chance, uns gegen diese Angriffe zu 
wehren, ist wenn wir Arbeitende zusam-
menhalten. Alles, was uns spaltet, nach 
Alter, nach Hautfarbe oder Geschlecht, 
nach Nationalität oder Religion – das 
schwächt uns und macht es uns noch 
schwerer, uns zu wehren. Und daher 
sind alle, die eine solche Spaltung be-
treiben, Gegner der Arbeitenden.  

Diese Parteien führen im Gegenteil 
seit Jahren eine Politik, die den Nähr-
boden für die NPD und ihre Ansichten 
bereitet: Indem die großen Parteien 
bei der einfachen Bevölkerung alles 
kaputtsparen, sie immer weiter verar-
men und von der Politik enttäuschen.  
 
Auch verbreiten Politiker von CDU und 
SPD oft genug selber rassistische und 
menschenfeindliche Propaganda, wie 
die widerwärtige Hetze gegen die 
Asylbewerber und Wanderarbeiter aus 
Osteuropa, insbesondere gegen die 
Roma, oder die Propaganda von den 
angeblich „faulen“ griechischen Arbei-
tern und Rentnern. Und als Massen- 
und Regierungsparteien stehen ihnen 
für die Verbreitung solch giftiger Pro-
paganda die Massenmedien und die 
Parlamente zur Verfügung. 
 
Gerade darin aber, dass solche Ideen 
auch in der arbeitenden Bevölkerung 
mehr Anklang finden könnten, besteht 
heute die größte Gefahr. Denn die 

Rechtsextremismus – ein tödlicher Feind der arbeite nden Bevölkerung 
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Ägypten: Weiter gegen die militärische und religiös e Diktatur! 
Erneut gehen in Ägypten seit Wochen 
viele Menschen auf die Straße. Sie sind 
vor allem in Sorge wegen der neuen 
Verfassung, die Präsident Mursi im Ge-
waltmarsch abstimmen lassen und ein-
führen will.  
 
Denn diese Verfassung, die sich 
ausdrücklich auf das islamische 
Gesetz der Scharia beruft, ist ein 
bedeutender Rückschritt für die 
ägyptische Bevölkerung – und 
insbesondere für die Frauen. Die 
gesetzliche „Gleichheit von Mann 
und Frau“ gibt es darin nicht 
mehr. An ihre Stelle tritt die ägyp-
tische Familie, ihre Moral und 
ihre Werte, innerhalb derer „die 
Frau ein Gleichgewicht zwischen 
ihren häuslichen und beruflichen 
Pflichten finden muss“. Auch Kri-
tik an der Religion wird verboten. 
 
Parallel dazu plant die Regierung, die 
Steuern und Preise für lebenswichtige 
Güter anzuheben – und das in einer 
Situation anhaltender Armut und bei 
Löhnen von 8 Euro und weniger am 

Tag! Dass sich diese Lebensbedin-
gungen der Bevölkerung fast zwei 
Jahre nach dem Sturz des Diktators 
Mubaraks kein Stück verbessert ha-
ben, ist ein weiterer Beweggrund für 
die anhaltenden Proteste. 

In der Hoffnung, die Proteste zu been-
den, hat Mursi in einem Punkt nachge-
geben und hat sein Dekret vom 22. 
November zurückgezogen. Dieses 
Dekret, das ihm fast diktatorische Voll-
machten erteilt hätte, hatte viele auf-

gerüttelt, die gehofft hatten, dass es mit 
der Diktatur in Ägypten endlich vorbei 
sei.  
 
Doch auch wenn Mursi das eine Dekret 
zurückgezogen hat – an der Abstim-

mung über die rückschrittliche Ver-
fassung hält er fest. Und er hat der 
Armee außerordentliche diktatori-
sche Vollmachten erteilt, um die 
Demonstrationen zu beenden.  
Denn auch wenn es Spannungen 
und Rivalitäten zwischen den Mus-
limbrüdern und der Armee gibt, was 
die Machtverteilung im Staat angeht 
– gegen Proteste aus der Bevölke-
rung stehen sie immer zusammen, 
seit Jahrzehnten schon.  
 
Beide würden den Aufruhr in der 
Bevölkerung gerne ein für allemal 
beenden und die ägyptische Staats-

macht wieder festigen, die im Interesse 
der Besitzenden und auch der westli-
chen Staaten regiert. Doch größere Tei-
le der Bevölkerungen scheinen offen-
sichtlich nicht bereit zu sein, dies so 
einfach hinzunehmen.  

Proteste gegen die neue, rückschrittliche Verfassung,  
die insbesondere die Frauen bedroht 



Liest man den neuen Reichtums- und 
Armutsbericht, so scheint in Deutschland 
alles wunderbar. Doch das Wunder be-
steht einzig darin, dass die Regierung… 
den Bericht gefälscht hat! Schließlich 
sind bald Wahlen. Und da hat sie kurzer-
hand viele unangenehmen Fakten und 
Aussagen, die ursprünglich in dem Be-
richt drin standen, rausstreichen lassen.  

So ließ sie zum Beispiel alle Aussagen 
dazu verschwinden, dass die Reichs-
ten in Deutschland immer reicher wer-
den, während auf der anderen Seite 
die Armut weiter wächst. Oder die Tat-
sache, dass die Löhne für viele in den 
letzten zehn Jahren gesunken sind 
und über 4 Millionen Menschen inzwi-
schen für einen Bruttolohn von unter 7 
Euro arbeiten müssen! Gestrichen 
wurde auch die vorsichtige Frage, ob 
man die Vermögen der Reichsten viel-
leicht etwas mehr besteuern solle. 
 

Mit einem solchen selbstgeschriebe-
nen Zeugnis feiert sich Merkel zum 
Wahlkampf-Auftakt dann als „die er-
folgreichste Regierung seit der Wie-
dervereinigung“. Na ja, für die Kapita-
listen mag das sogar wirklich stim-
men… und für alle anderen nun zu-
mindest auf dem Papier.  

Armutsbericht der Regierung: Armseliger geht es kau m 
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Ein Leser schreibt:  

Als Beschäftigter  
beim Arbeits(losen)amt 

 

Als ich nach meiner Ausbildung beim 
Jobcenter in Bochum angefangen habe, 
hätte ich nie gedacht, dass die Arbeits-
bedingungen hier so verrückt sind. Erst 
bekam ich nur einen Vertrag für 18 Mo-
nate, und jetzt habe ich wieder nur ei-
nen befristeten Vertrag.  
Den anderen neueren Kollegen geht es 
ebenso. Unsere Arbeitsverträge sind 
wesentlich schlechter und die Löhne 
niedriger als bei denen, die früher hier 
angefangen haben. Einige, die beim 
Jobcenter arbeiten, müssen ihre Löhne 
inzwischen sogar… mit HartzIV aufsto-
cken lassen!  
 

Meist sagen die Personalchefs uns erst 
in letzter Minute, ob wir noch mal eine 
Verlängerung bekommen oder fest ein-
gestellt werden oder ob wir gehen müs-
sen. Also müssen wir jedes Mal brav 
drei Monate vor Ende unseres Vertra-
ges beim Arbeitsamt – also bei uns sel-
ber – Arbeitslosengeld beantragen!  
 

Nach der zweiten Verlängerung werden 
dann auch viele Kollegen gekündigt – 
denn sonst müsste das Amt sie ja fest 
einstellen. Natürlich sagt man uns das 
nicht so. Stattdessen sagt der Agentur-
chef dann: „Es tut uns sehr leid, aber 
unser Budget reicht nicht, wir haben 
kein Geld mehr für Ihre Stelle.“  
Komischerweise nur ist ein paar Wo-
chen später wieder Geld da, und auf 
der gleichen Stelle sitzt dann ein neuer 
Kollege… natürlich wieder mit befriste-
tem Vertrag. Und so können wir uns als 
Beschäftigte beim Jobcenter am Ende 
selber den Hartz IV-Antrag ausfüllen. 

TK: Abfindung für die Manager – Sparen bei den Arbe itern? 

Wenn die Arbeitenden die Banken kontrollieren… 
 

Nur eine einzige CD mit Kontodaten einer einzigen Schweizer Bank, die ein Ange-
stellter der Bank heimlich kopiert hat… und schon kommen 204 Millionen an Steu-
ern ans Tageslicht, um die reiche Privatleute und Firmen das Land NRW betrogen 
haben. Und dies ist ja nur die Spitze des Eisbergs. 
Was hier ein Angestellter der Bank gemacht hat, ist tausendmal effektiver als ihre 
großspurig angekündigte „Bankenaufsicht“. Und es gibt eine kleine Idee davon, wel-
che Möglichkeiten die Arbeitenden in ihren Händen halten: Gemeinsam besitzen sie 
nämlich alle Informationen, um die Konten und Geschäfte der Kapitalisten zu kon-
trollieren. Gemeinsam haben sie das Wissen und die Macht, die Lügen der Kapita-
listen aufzudecken, ihre Betrügereien zu verhindern… und in den Kassen der Kapi-
talisten genug Geld für Arbeitsplätze, Krankenhäuser und Renten zu finden.  

 
 

Wollen Sie  
uns erreichen?    

 

DAS ROTE TUCH -  
Postfach 10 08 02 -  

45008 Essen  
www.bund-revolutionaerer-

arbeiter.org  
E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de    

Telefon:  0157 – 76493485 

ThyssenKrupp hat also seinen halben 
Vorstand entlassen: 3 Top-Manager, die 
maßgeblich für diverse halbkriminelle 
Machenschaften, Korruption, Scheinfir-
men und Preisabsprachen verantwortlich 
sind. Und für die Milliarden Euro, die 
ThyssenKrupp in Brasilien und den USA 
versenkt hat: Dort haben sie so viel am 
Bau der neuen Werke sparen wollen, 
dass Schrottwerke herauskamen, die bis 
heute nicht richtig laufen.  
Als Arbeiter wäre man für jedes viel klei-
nere Vergehen schon längst fristlos ge-
kündigt worden und hätte noch eine An-
zeige am Hals. Doch diese Manager 
gehen in Ehren… mit 10 Millionen Euro 
Abfindung! 
 

Mehr noch: Deren Fehlentscheidungen 
und Verluste dienen nun als Vorwand, 

um 2 Milliarden Euro einzusparen… 
und zwar vor allem bei den Arbeiten-
den! Schon laufen McKinsey und an-
dere Unternehmensberater durch das 
Duisburger Werk und suchen, wo 
man „die Abläufe straffen“ und Perso-
nal einsparen könnte. Was das hei-
ßen wird, weiß jeder: weiterer Stellen-
abbau, noch mehr Arbeitshetze, Aus-
lagerungen und Verkäufe. 
 

Doch es ist nicht sicher, dass sich die 
Arbeitenden diesen Plan gefallen las-
sen werden. Sie sind schließlich für 
keine der Fehlentscheidungen und 
Machenschaften verantwortlich. Im 
Gegenteil: Die Beschäftigten erarbei-
ten den Reichtum, den diese Vorstän-
de zum Fenster raus- oder in den Ra-
chen der Aktionäre reinwerfen.  


